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Text 

Urkunden und Nachweise für Aufenthaltstitel 

§ 8. (1) Folgende Urkunden und Nachweise sind – unbeschadet weiterer Urkunden und Nachweise 
nach den Abs. 2 und 3 – im amtswegigen Verfahren zur Erteilung eines Aufenthaltstitels (§ 3) 
beizubringen oder dem Antrag auf Ausstellung eines Aufenthaltstitels (§ 3) anzuschließen: 

 1. gültiges Reisedokument (§ 2 Abs. 1 Z 2 und 3 NAG); 

 2. Geburtsurkunde oder ein dieser gleichzuhaltendes Dokument; 

 3. Lichtbild des Antragstellers gemäß § 5; 

 4. erforderlichenfalls Heiratsurkunde, Urkunde über die Ehescheidung, Partnerschaftsurkunde, 
Urkunde über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft, Urkunde über die Annahme an 
Kindesstatt, Nachweis oder Urkunde über das Verwandtschaftsverhältnis, Sterbeurkunde. 

(2) Zusätzlich zu den in Abs. 1 genannten Urkunden und Nachweisen sind dem Antrag auf Erteilung 
eines Aufenthaltstitels gemäß § 56 AsylG 2005 weitere Urkunden und Nachweise anzuschließen: 

 1. Nachweis des Rechtsanspruchs auf eine ortsübliche Unterkunft, insbesondere Miet- oder 
Untermietverträge, bestandrechtliche Vorverträge oder Eigentumsnachweise; 

 2. Nachweis über einen in Österreich leistungspflichtigen und alle Risiken abdeckenden 
Krankenversicherungsschutz, insbesondere durch eine entsprechende Versicherungspolizze, 
sofern kein Fall der gesetzlichen Pflichtversicherung bestehen wird oder besteht; 

 3. Nachweis des gesicherten Lebensunterhalts, insbesondere Lohnzettel, Lohnbestätigungen, 
Dienstverträge, arbeitsrechtliche Vorverträge, Bestätigungen über Pensions-, Renten- oder 
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sonstige Versicherungsleistungen, Nachweise über das Investitionskapital, Nachweis eigenen 
Vermögens in ausreichender Höhe oder in den bundesgesetzlich vorgesehenen Fällen eine 
Haftungserklärung oder Patenschaftserklärung. 

(3) Ein Nachweis über die Duldung ist zusätzlich zu den in Abs. 1 genannten Urkunden und 
Nachweisen dem Antrag auf Ausstellung eines Aufenthaltstitels gemäß § 57 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005 
anzuschließen. 

(4) Beruft sich der Antragsteller betreffend Abs. 2 Z 1, 2 oder 3 auf Leistungen oder die 
Leistungsfähigkeit eines verpflichteten Dritten, so ist darüber jeweils ein Nachweis anzuschließen. 

(5) Das Erfordernis der Vorlage des gültigen Reisedokumentes (Abs. 1 Z 1) entfällt bei einem Kind 
binnen sechs Monaten nach der Geburt, sofern das Kind noch nicht über ein gültiges Reisedokument 
verfügt (§ 2 Abs. 1 Z 2 und 3 NAG). 
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